
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Newsletter März 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Dieser auch bei uns im Kreis Soest erfreulich regenreiche März geht in 
Berlin mit zeremoniellem Glanz und einer freundschaftlichen Handrei-
chung zu Ende. Der Staatsbesuch von König Charles III. in Berlin ist 
mehr als ein Ereignis mit Pomp. Der Besuch ist ein klares politisches 
Signal. Denn der britische König reist dorthin, wohin der britische Pre-
mierminister ihn entsendet. Bei diesem ersten Staatsbesuch fallen die 
persönliche Vorliebe Charles III. und die politische Linie Rishi Sunaks 
zusammen: Annäherung an die EU, Annäherung an Deutschland nach 
den Zerwürfnissen des Brexit, Schulterschluss gerade mit Deutschland 
für die Unterstützung der Ukraine. In seiner Rede vor dem Bundestag 
bringt Charles das zum Ausdruck – überraschend klar für einen briti-
schen Monarchen, der sich politischer Einmischung enthalten muss. 
 
Innenpolitisch schauen wir von der Unionsfraktion mittlerweile mit 
Sorge auf unsere zerstrittene Regierung. Nach 30 Stunden Koalitions-
ausschuss ein erneutes „Modernisierungspaket“ ohne Durchführungs-
details. Streit bei der Wärmewende, Streit bei der Verkehrswende, Streit 
beim Bundeshaushalt, ein Flüchtlingsgipfel ohne Ergebnis. Gerade in 
der Flüchtlingsfrage muss aber jetzt zusammen mit den Kommunen 
eine Lösung gefunden werden. Darum haben wir Landräte und Bürger-
meister aus ganz Deutschland zu einem Kommunal-Gipfel in das Paul-
Löbe-Haus eingeladen. Über 400 Kommunalvertreter sind unserer Ein-
ladung gefolgt. Ein kurzer Bericht in diesem Newsletter. 
 

Mit einer frischen Brise milden Märzregens 

wünsche ich Ihnen jetzt sehr herzlich 

 

F R O H E   O S T E R N ! 
 

Ihr  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video 
aus dem Bundestag. Heute kommt es direkt aus dem 
Plenarsaal 
 

Rede Charles III. vor dem Deutschen Bundestag 
 

König Charles betont die besondere Verbundenheit 
zwischen unseren Völkern. Selten hört man ein Staats-
oberhaupt so freundschaftlich zu einem anderen Land 
sprechen. Lauschen Sie selbst mit einem Klick auf das 
Bild 
 

 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7552224#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTUyMjI0&mod=mediathek


 
  

Die Themen im März 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

 

In Berlin  

 E-Zigarette als Rauchstopp-Option? In der eGarage 

 Parlamentarischer Abend Bundesverband  Lebens-

hilfe in der Landesvertretung NRW 

 Unions-Talk Ernährung 

 Kommunalgipfel zur Asyl- und Flüchtlingspolitik 

 

Im Wahlkreis  

 Prädikat Gold: Börde Berufskolleg (BBK) in Soest  

 Unicef Lippstadt: Ausstellung Kindersoldaten 

 Besuch auf Haus Düsse 

 

 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden 

Friedrich Merz  

 Kernbotschaften der Plenarwochen 

im März 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion März 2023   
z.B. 

 Leitantrag Sicherheitsstrategie für Deutschland 

 Ausreisepflichten konsequent durchsetzen 

 Sonnenpaket: Schnellerer Ausbau und höhere Akzeptanz 
durch Beteiligung 

 

 

 

 

 

Bürgersprechstunde im April 2023 

- Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
 
Prädikat Gold – Börde-Berufskolleg (BBK) in Soest 
Gratulation zur Auszeichnung: Verbraucherschule Gold 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 

Eine wertvolle Auszeichnung für Expertise in Verbraucherbildung 

 

Bei meinem Besuch durfte ich erleben, was Goldstandard an einer Verbraucherschule be-

deutet.  

 

Zuerst durfte ich es schmecken, denn sehr einladend war das Projekt: „Veggie-Snack“ für 

Schulkioske. Eine Auswahl der gesunden „Pausenbrote“ wartete auf mich in dem Präsen-

tationsraum, in dem die Schüler und Schülerinnen mir einen Einblick in ihre Arbeiten 

gaben.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Projekte für nachhaltige Verbraucher 

Die sehr unterschiedlichen Projekte bildeten die technischen und sozialen Fachbereiche am BBK 

ab. Die  Schülerinnen und Schüler hatten  sich für das Projekt entscheiden können, das ihrer  

ganz individuellen berufsspezifischen Schwerpunktsetzung entsprach. In jedem Projekt mussten 



 
  

drei Dimensionen der Nachhaltigkeit berücksichtigt werden:   Ökologie, Ökonomie und 

soziale Aspekte. 

 

Ich durfte an der gedeckten Tafel mit den Veggie Snacks Platz nehmen und spannende 

Präsentationen verfolgen zu: 

o "Veggie Snack" für den Schulkiosk  

o Planspiel Börse 

o Computer und Nachhaltigkeit - Austausch von Bauteilen 

o Projekttage "Nachhaltigkeit" (nachhaltige Kosmetik herstellen, Nistkästen, grüne 

Mobilität etc.) 

o BBK – Medienscouts 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wertschätzung der Schöpfung 

Eingebettet ist die Ausbildung zum nachhaltigen Verbraucher in den größeren Zusam-

menhang der Wertschätzung der Schöpfung. Ziel ist es, alle am Schulleben Beteiligten 

für einen achtsamen und kritischen Umgang mit unseren Ressourcen zu sensibilisieren. 

Gerade die vielen kleinen Taten können zusammengenommen Großes bewirken.  

 

 

Fazit 

Ich bin zutiefst beeindruckt von der Kreativität und dem Feuereifer der Schülerinnen 

und Schüler, von dem Engagement der Lehrer und – man muss es hervorheben – der aus-

gezeichneten Ausstattung der Schule.  

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

     Nachhaltigkeit mit technischen Geräten 



 
  

UNICEF-Lippstadt macht auf Schicksal von Kindersoldaten 

aufmerksam 
Helfen und Spenden: Ausstellung Kindersoldaten in der Thomas-Valentin-

Stadtbücherei Lippstadt 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ROTE HAND - NEIN zum Einsatz von Kindersoldaten.  

Das ist die schwärzeste Seite des Krieges: Die Rekrutierung von Kindern für den Kriegsein-

satz. Sie machen Botengänge, sie müssen Wache halten, sie werden in den Kampf geschickt 

– Kinder jeden Alters. Sie sind Opfer und werden zu Tätern gemacht. 

 

Ca. 250.000 Kindersoldaten gibt es weltweit! Sie zu befreien, ist ein ständiger Einsatz von 

UNICEF, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen. Auch die Arbeitsgruppe des 

UNICEF-Lippstadt setzt sich dafür ein, auf das furchtbare Schicksal der Jungen und Mäd-

chen unter 18 Jahren, darunter oft auch 8-10 Jährige, aufmerksam zu machen und Spenden 

zu sammeln.  

 

Red Hand Day – Welttag gegen den Einsatz von Kindersoldaten und –soldatinnen 

Hilfe ist möglich 

Die AG Lippstadt hatte mich eingeladen, ihre Ausstellung in der Thomas-Valentin-Stadt-

bücherei in Lippstadt zu besuchen. Anlass war der Red-Hand-Day. Die Ausstellung  zeigt 

sowohl den schweren Missbrauch an Kindern, die aktuell besonders in Afrika von Mili-

zen zum Töten und Getötet-Werden in  den Kampf geschickt werden oder zu Botendiens-

ten zwischen Front und Hinterland. Die Ausstellung zeigt aber auch, dass Abhilfe mög-

lich ist: Seit dem Jahr 2000 konnten laut UNICEF  170.000 Kinder durch UNICEF befreit 

werden. 

 

Kinder sind unsere Zukunft und brutalisierte Kinder sind eine brutalisierte Zukunft 

Im anschließenden Gespräch betonte insbesondere das Juniorteam von UNICEF Lipp-

stadt, dass der Schutz von Kindern verstärkt werden muss. Darauf immer wieder hinzu-

weisen, Spendengelder einzusammeln und letztendlich Abhilfe zu schaffen, ist die große 

Leistung der lokal und ehrenamtlich organisierten UNICEF Arbeitsgemeinschaften vor 



 
  

Ort. Darum danke ich der AG UNICEF-Lippstadt für ihr nimmermüdes Engagement und 

für diese Einladung. 

 

Kindersoldaten sind kein neues Phänomen und auch keines, das es nur in Kriegen in Af-

rika gäbe. Dieses  Bild eines deutschen Kindersoldaten am Ende des 2. Weltkrieges, des 

Flakhelfers Hans-Georg Henke, hat sich in unser aller Gedächtnis eingebrannt. 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Zurück zur Übersicht  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Besuch auf Haus Düsse  
Nutzhanf und Bodenmarkt  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

v.l.: Dr. Thorsten Klauke (Tierproduktion), Uwe Mohr, Dr. Michael Dickeduisberg (Acker- und 

Pflanzenbau 

 

Hanfanbau und Bodenmarkt - Zu Besuch auf Haus Düsse 

Immer wieder gern komme ich zum Versuchs- und Bildungszentrum Landwirtschaft 

Haus Düsse. Dieses Mal war der Anlass, den neuen Leiter des Hauses, Uwe Mohr, ken-

nenzulernen. Herr Mohr hatte den Leiter des Geschäftsbereichs Tierproduktion, Dr. 

Thomas Klauke, und den Leiter des Sachbereichs Acker- und Pflanzenbau, Dr. Michael 

Dickeduisberg, hinzugeladen. 

 

Welchen Mehrwert hat Nutzhanf?  

Zu meinen Berichterstattungen im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft gehört 

der Hanfanbau. Darum wollte ich mir besonders die Versuchslandschaft unter der Lei-

tung von Dr. Dickeduisberg ansehen. 2022 hatte das Haus Düsse den Hanftag veranstaltet. 

Dabei ging es speziell um  Hanfzüchtungen der neuen Generation, um Winterhanf – An-

bauverfahren und praktische Erfahrungen sowie um die Anforderungen und Chancen in 

der Direktvermarktung von Hanfprodukten. 

 

Dilemma „Bodenmarkt“ 

Ein  Thema, das mich ständig begleitet, ist das Dilemma, in dem sich der  landwirtschaft-

liche „Bodenmarkt“ befindet. Boden ist knapp und begehrt. Seit der Finanzkrise im Jahr 

2007 gibt es erhebliche Spekulationstendenzen bei landwirtschaftlichen Immobilien. Die 

Folge: Die für die Landwirtschaft verfügbaren Flächen werden immer knapper und teu-

rer. Der Boden ist aber auch ein unersetzlicher Produktionsfaktor für unsere Landwirt-



 
  

schaft. Er ist die Grundlage für eine sichere Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungs-

mitteln und für ein ausreichendes Einkommen der Landwirte. Der Staat muss hier regu-

lierend und schützend eingreifen. 

                    zurück zur Übersicht 

 
 
In Berlin  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

 

E-Zigarette als Rauchstopp-Option?  
In der eGarage: Politiker fragen, Experten antworten 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lobbyismus für die E-Zigarette, aber gegen Einweg-Vapes. Immerhin!  

 

„Wie weiter mit der E-Zigarette?“ Um diese Frage zu klären, hatte die eGarage meine Kol-

legen der Ampel, der Linken und mich eingeladen. Wir haben gemeinsam, dass wir in 

unseren Fraktionen für alle Fragen rund um Tabak, Tabakerzeugnisse und  Tabakersatz-

produkte zuständig sind. 

 

Im Austausch mit Suchtmedizinern und Gesundheitspsychologen ging es darum, die 

Schädlichkeit von E-Zigaretten, den sogenannten Dampfern oder Vapes, im Vergleich zu 

den herkömmlichen Tabakzigaretten einzuordnen und auch zu erörtern, ob dieses Taba-

kersatzprodukt vielleicht sogar ein wirksames Zwischenkonsummittel auf dem Wege zur 

völligen Rauchentwöhnung ist. 

 

 

Große Überschrift: Harm Reduction 

Das Ziel war klar: Uns sollte vermittelt werden, dass E-Zigaretten eine beinah schon ge-

sunde Alternative zur Tabakzigarette seien und außerdem die wirksamste Ausstiegshilfe. 

Dafür spricht in der Tat vieles und die Erhebungen sind durchaus überzeugend. 

Sie sehen mich skeptisch 



 
  

 

Im Kleingeruckten: Reduktion der Tabaksteuer 

Aber dann traten die Schlussfolgerungen zu Tage, das, worum es eigentlich ging: die 

2022 in Kraft getretene Tabaksteuer auf die Flüssigkeit in den E-Zigaretten (sog. Liquid-

steuer) solle begrenzt und die Vapes sollten als Mittel zur Raucherentwöhnung gelistet 

werden. Dazu wäre es auch wichtig, dass die Verpackungen keine Warnhinweise bekom-

men sollen wie sie auf Zigarettenschachteln vorgeschrieben sind. 

 

„Starker Tobak“ 

Das war mir denn doch etwas zu „starker Tobak“, zumal diese bunten Dampfröhrchen, 

die ganz harmlos nach Melone  und Hubbabubba duften und schmecken, gerade bei Ju-

gendlichen sehr beliebt sind und durchaus als Einstieg oder Gateway zum Rauchen gel-

ten. 

 

Bei Einweg-E-Zigaretten gab es Einigkeit 

Ganz deutlich habe ich mich für ein Verbot der Einweg-E-Zigaretten ausgesprochen. Je-

denfalls in diesem Punkte waren meine MdB-Kollegen und die Wissenschaftler mit mir 

einig! 

            Zurück zur Übersicht 

                                      

Parlamentarischer Abend der Bundesvereinigung Lebens-

hilfe 
Wie können Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt teilhaben? 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



 
  

Arbeit ist Teilhabe – Menschen mit Behinderung können genauso wie Menschen ohne 

Behinderung entsprechend ihren Fähigkeiten arbeiten.  

 

Zu einem Austausch über den Beitrag, den Menschen mit Behinderung auf dem Arbeits-

markt leisten können und wollen, hatte der Vorstand der Bundesvereinigung Lebenshilfe 

in die nordrhein-westfälische Landesvertretung im Berliner Botschafterviertel in Tiergar-

ten eingeladen.   

 

Menschen mit Behinderung eine geregelte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu er-

möglichen, ist für die Politik eine Dauer- und Querschnittsaufgabe. Deshalb freue ich 

mich auf den erneuten persönlichen Austausch mit der Lebenshilfe für Behinderte Lip-

pstadt e.V., der am 12. April 2023 stattfinden soll.  

Zurück zur Übersicht 

 

Erster Union-Talk Ernährung 
Kann gesunde Ernährung die Welt retten? 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Meine Unionskollegen und -kolleginnen von der AG Ernährung und Landwirtschaft, die Referen-

tin Dr. Marisa Hübner (Mitte li) und ich. 

 

 

Kann gesunde Ernährung die Welt retten? 

Diesen Monat fand der erste Unions Talk Ernährung statt, organisiert von CDU Vize Gene-

ralsekretärin und MdB Christina Stumpp (Foto Mi re.) und Artur Auernhammer (4.v.re). 

 

Gesunde Ernährung bedeutet auch nachhaltige Landwirtschaft und ressourcenschonende 

Verarbeitung. Eingeladen war die Fachärztin für Innere Medizin und Ernährungsmedizin 

mit dem Schwerpunkt ganzheitliche Ernährung, Dr. med. Marisa Hübner.  

 



 
  

Sie legte sehr eindringlich dar, wie grundlegend der Einfluss einer ausgewogenen Ernäh-

rung auf unsere Gesundheit ist und zugleich auf Landschaft und Natur: 

 

„Kaum etwas ist so bedeutungsvoll für Gesundheit und Leistungsfähigkeit wie unsere 

Ernährung. Kaum etwas beeinflusst die Gesundheit von Natur und Umwelt so stark 

wie unsere Ernährung. Kaum ein System ist so aus dem Gleichgewicht geraten wie 

unsere Ernährung.“ 

 

Das lasse ich hier so stehen. Jeder mag das für sich beurteilen. 

Zurück zur Übersicht 

 

Kommunalgipfel zur Asyl- und Flüchtlingspolitik 
Landräte und Bürgermeister fordern mehr Hilfe bei Unterbringung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Wir wollen hier Lösungen haben, damit in diesem 

Land die Hilfsbereitschaft aufrecht erhalten 

bleibt.“ Mit diesem Satz brachte Friedrich Merz 

das akute Problem der Kommunen auf den Punkt. 

Es geht um eine langfristige Strategie zur 

Flüchtlingsaufnahme und –verteilung.  

 

Die ca. 400 Gäste, darunter zahlreiche Landräte, 

Oberbürgermeister und Bürgermeister aus dem 

ganzen Bundesgebiet, die der Einladung der 

CDU/CSU gefolgt waren, berichteten über die 

teilweise menschenunwürdigen Unterbringungen 

der Migrantinnen und Migranten, die Überlastung 

der Kitas, der Schulen, der ärztlichen Versorgung, 

des Angebots für Sprachunterricht und des 

Wohnungsmarktes.   

 

„Wir fühlen uns von der Bundesregierung allein-

gelassen“, war die einhellige Aussage der Vertreter 

der Kommunen. Mit 1,14 Mio. neu registrierten 

Schutzsuchenden hatte 2022 den höchsten Zu-

wachs innerhalb eines Jahres seit 2007. Darauf 

muss die Bundesregierung jetzt eine Antwort fin-

den. Die Union bietet ihre Unterstützung an, denn 

eines darf nicht geschehen, so Merz, dass die Zahl 
der Geflüchteten Deutschland „an die Grenzen 
dessen bringt, was die Gesellschaft noch bereit 
ist zu akzeptieren".  
 
Darum werden wir eine neue Initiative im Bun-
destag starten, um unseren Beitrag zur Lösung 
dieses Missstandes im Sinne der Kommunen zu 
leisten. 

Zurück zur Übersicht 

 



 
  

 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I  Kernbotschaften der Plenarwochen im März 

Unser Leitantrag der Woche „Deutschland braucht eine Nationale Sicherheitsstrategie“. 

Im Koalitionsvertrag wurde die Vorlage einer Nationalen Sicherheitsstrategie binnen eines 

Jahres angekündigt. Nach mehrfacher Verschiebung lässt ein strategiesetzendes Dokument, 

welches Deutschlands Interessen und Werte in einer unsicheren Welt definiert, weiter auf 

sich warten. Wenn die Zeitenwende gelingen soll, ist ein strategischer und institutioneller 

Kulturwandel in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik notwendig.  

Für uns ist deshalb klar: Deutschland braucht eine Nationale Sicherheitsstrategie. In dieser 

müssen unsere Werte und Interessen, regionale und thematische Prioritäten sowie der kon-

krete Mitteleinsatz benannt werden. Konkret muss in der Nationalen Sicherheitsstrategie 

das 2-Prozent-Ziel bei den Verteidigungsausgaben festgeschrieben sein. Strategie braucht 

einen Ort: Ein Nationaler Sicherheitsrat, angesiedelt im Bundeskanzleramt, soll nach un-

serer Vorstellung in Zukunft einen Beitrag zu strategischer Vorausschau und Krisenprä-

vention leisten. Er soll unter Beteiligung der Bundesländer ein umfassendes Lagebild zur 

inneren und äußeren Sicherheit erstellen sowie in Krisenlagen die operative Steuerung der 

Außen- und Sicherheitspolitik übernehmen. Des Weiteren bedarf es einer gesetzlichen 

Grundlage für die Nationale Sicherheitsstrategie, um eine stärkere Einbindung des Bun-

destags in außen- und sicherheitspolitischen Debatten sicherzustellen. 

Wir hören zu: Unser Kommunalgipfel zur Asyl- und Flüchtlingspolitik. 

Deutschland ist ein starkes und hilfsbereites Land. Um unserer humanitären Verantwor-

tung gegenüber Schutzbedürftigen gerecht zu werden, müssen wirksame Maßnahmen zur 

Steuerung und Begrenzung von irregulärer Migration getroffen werden – national, europä-

isch und international. Allein 2022 wurden in Deutschland 244.000 Asylanträge gestellt. 

Die faktischen Aufnahmekapazitäten stoßen vielerorts an ihre Grenzen. Wir müssen uns 

dieser Realität annehmen.  

Wir haben deshalb als CDU/CSU-Bundestagsfraktion alle Landräte und Oberbürgermeister, 

die Präsidien der Kommunalen Spitzenverbände und viele weitere Bürgermeister und 

Kommunalpolitiker in den Deutschen Bundestag eingeladen. Wir möchten den kommu-

nalpolitischen Entscheidungsträgern zuhören und mit der Kommunalpolitik in einen offe-

nen Austausch treten. Im Rahmen unseres Kommunalgipfels zur Asyl- und Flüchtlingspo-

litik am Donnerstag von 17.00 bis 19.00 Uhr in der Halle des Paul-Löbe-Hauses im Deut-

schen Bundestag werden Kommunalpolitiker am „offenen Mikrofon“ von der Situation vor 

Ort berichten. Anschließend werden wir in einer Podiumsdiskussion mit Vertretern der 

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

Spitzenverbände, der Bundes- und Landespolitik konkrete Lösungsansätze diskutieren. 

Wir wollen und gemeinsam gute Ideen entwickeln, wie der Bund die Kommunen bestmög-

lich in der aktuellen Situation unterstützen kann. Diese Ideen werden wir anschließend 

mit einem Antrag in den Deutschen Bundestag einbringen. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         
                                                                                                        Zurück zur Übersicht 

 
II  März 2023 im Parlament 
______________________________________ 
 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Abschiebehürden beseitigen, Ausreisepflichten konsequent durchsetzen. In ihrem Koali-

tionsvertrag schreiben SPD, Bündnis 90/Grüne und FDP: „Wir starten eine Rückführungs-

offensive, um Ausreisen konsequenter umzusetzen, insbesondere die Abschiebung von 

Straftätern und Gefährdern.“ Die Realität sieht allerdings anders aus: 2022 wurden gerade 

einmal neun Gefährder zurückgeführt, während es im Jahr 2021 noch 22 Personen waren. 

Auch insgesamt zeigen die Abschiebezahlen unter der Ampelregierung das genaue Gegen-

teil einer Rückführungsoffensive und sind weiter rückläufig. Die aktuelle Situation unserer 

Kommunen im Hinblick auf gegenwärtig und absehbar fehlende Unterbringungskapazitä-

ten lässt eine Durchsetzung von Ausreisepflichten umso dringlicher erscheinen.  Mit un-

serem Antrag richten wir deshalb die folgenden wesentlichen Forderungen an die Bundes-

regierung: Die von der Ampel angekündigte Rückführungsoffensive muss umgehend auf 

den Weg gebracht werden; bei der Migrationszusammenarbeit müssen alle Kooperations-

felder einschließlich der Visavergabe, Entwicklungszusammenarbeit und Wirtschaftsbe-

ziehung einbezogen werden. Die Bundesregierung soll sich darüber hinaus dafür einset-

zen, dass pragmatische Lösungen für Rückführungen von ausreisepflichtigen Gefährdern 

und Straftätern nach Afghanistan gefunden werden sowie die Länder bei der Schaffung 

von ausreichenden Haftkapazitäten unterstützen.              zurück 

Kommunen bei der Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern unterstützen – 

Für eine bauliche Stärkung der sozialen Infrastruktur durch praxistaugliche Vereinfa-

chungsfristen im Baugesetzbuch. Deutschland hat im Jahr 2022 über 1 Million Menschen 

aufgenommen, die aus der Ukraine vor dem russischen Angriffskrieg geflohen sind. Mehr 

als ein Drittel darunter waren Kinder und Jugendliche. Wenngleich die Solidarität alleror-

ten groß ist, kommen Kommunen und staatliche Institutionen mittlerweile an die Grenzen 

der Kapazitäten für Unterbringung und soziale Infrastruktur. Um den schnellen Bau von 

Unterkünften zu ermöglichen, sind § 246 Baugesetzbuch bestimmte Sonderregelungen für 

den Bau von Unterkünften für Asylantragsteller festgelegt. Mit unserem Antrag fordern 

wir: Wir müssen jetzt die Verlängerung der Regelungen in § 246 BauGB beschließen, um 

Planungssicherheit für die Kommunen zu schaffen. Außerdem müssen die Sonderregelun-

gen auch für den Bau von Kitas, Schulen und Obdachlosenheimen ausgeweitet werden, 

um zügigen Ausbau der überlasteten sozialen Infrastruktur zu ermöglichen.          zurück 



 
  

Wichtige Leistungsträger im Rettungs- und Gesundheitswesen wertschätzen – Inflations-

zuschuss für Berufsgruppen einführen, die von der Bundesregierung nicht mit dem 

Coronabonus bedacht wurden. Vielen Beschäftigten wurde die Anerkennung für ihre je-

weilige Leistung in der Corona-Pandemie durch einen Coronabonus verweigert. Dazu ge-

hören u. a. medizinische und zahnmedizinische Fachangestellte, Beschäftigte im Rettungs-

wesen oder auch Pflegepersonal in Dialysezentren. Das ist falsch und weder für die Be-

schäftigten noch für die Öffentlichkeit nachvollziehbar. Die Bundesregierung hat es in den 

vergangenen Monaten trotz mehrfacher Aufforderung aus den Reihen der CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion versäumt, das Pflegebonusgesetz entsprechend nachzubessern. Dies hat 

dazu geführt, dass es sogar in gemeinsamen Teams zu Ungleichbehandlungen bei der Aus-

zahlung des Bonus gekommen ist. Die Folge ist eine hohe Frustration und oft sogar eine 

Spaltung unter den Beschäftigten. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung 

deshalb auf, unverzüglich einen umfassenden, bundesweiten Zuschuss von mindestens 

500 Euro im Rahmen des § 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetzes (Inflationsausgleichspau-

schale) auf den Weg zu bringen und die Mittel hierfür zur Verfügung zu stellen. 

Sonnenpaket für Deutschland – Mehr Industrie, schnellerer Ausbau und höhere Akzep-

tanz durch Beteiligung. Die Bundesregierung hat mit der Verabschiedung der EEG-Novelle 

im letzten Jahr die Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien deutlich erhöht (Druck-

sache 20/1630). Danach soll bis 2030 der Bruttostromverbrauch zu mindestens 80 Prozent 

aus erneuerbaren Energien gedeckt werden. Mit diesem Antrag legen wir Forderungen für 

ein Sonnenpaket mit Maßnahmen zum schnelleren Ausbau der Solarenergie vor. Dazu zäh-

len Maßnahmen zur Steigerung der Nachfrage, wie z.B. vergünstigte KfW-Darlehen, Abbau 

von bürokratischen Hürden bei der Zertifizierung oder beim Mieterstrom sowie Verbesse-

rungen bei Agri- und Freiflächen-PV. Aber auch Maßnahmen für eine Ansiedelung von 

Solarindustrie in Deutschland wurden aufgegriffen (z.B. bessere Forschungsförderung und 

generell ein investitionsfreundliches Klima). Mit dem Antrag füllen wir als CDU/CSU eine 

Lücke, die die Ampel nach Verabschiedung des Osterpakets letztes Jahr im Sommer hin-

terlassen hat.                   zurück 

Stellungnahme des Deutschen Bundestages nach Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes 

zu den Verhandlungen über einen Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Par-

laments und des Rates über die nachhaltige Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/2115. Die EU-Kommission möchte mir der Ver-

ordnung die EU-Mitgliedsstaaten gesetzlich verpflichten, den chemischen Pflanzenschutz-

mitteleinsatz bis 2030 zu halbieren. Damit soll der Verlust an Biodiversität begrenzt wer-

den. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, im EU-Agrarministerrat 

deutliche Verbesserungen für die Landwirte gegenüber dem Vorschlag der EU-Kommission 

zu erreichen. Konkret soll die Bundesregierung die Belastungen der Umwelt durch einen 

umfassenden Ansatz aus Innovationen in Züchtung, Pflanzenschutz, Digitalisierung und 

anderen Bereichen minimieren; sich gegen ein generelles Verbot von Pflanzenschutzmit-

teln in landschaftlichen Schutzgebieten einsetzen sowie Einschränkungen des Einsatzes 

von Pflanzenschutzmitteln auf der Grundlage von wissenschaftlichen Fakten treffen. 

Gesetz zu der Entschließung LP.3(4) vom 30. Oktober 2009 über die Änderung des Arti-

kels 6 des Protokolls vom 7. November 1996 zum Übereinkommen über die Verhütung 

der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und sonstigen Stoffen von 



 
  

1972. Bereits seit 2006 ist es im Rahmen des Übereinkommens über die Verhütung der 

Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und sonstigen Stoffen möglich, 

Kohlendioxidströme in geeigneten Formationen des Meeresuntergrunds zu beseitigen. 

2009 wurde durch eine neue Entschließung zum oben genannten Übereinkommen auch 

die Ausfuhr von Kohlendioxidströmen zur Beseitigung ermöglicht, sofern die betroffenen 

Länder eine Übereinkunft eingegangen sind. Mit dem von uns vorgelegten Gesetzentwurf 

sollen die nach internationalem Recht geltenden Vereinbarungen ratifiziert und so der Ex-

port von Kohlendioxid aus Deutschland nach beispielsweise Norwegen oder Dänemark 

ermöglicht werden. Das ist ein notwendiger Schritt, um die Carbon-Capture-and-Sto-

rage(CCS)-Technologie voranzubringen. Die CO2-Abscheidung und Speicherung ist ein 

zentraler Bestandteil der Minderungspfade des Weltklimarates (IPPC). Ohne diese Tech-

nologie sei es nicht möglich, unvermeidbare Restemissionen zu minimieren und das 2-

Grad-Ziel des Pariser Klimaübereinkommens zu erreichen. Hinzustellen zu wir unseren 

Antrag Offensive für CO2-Speicherung und -Nutzung einleiten. Die Initiative stellt die ak-

tuelle Situation für den Export von CO2 über Landesgrenzen hinweg dar. Derzeit ist eine 

Ausfuhr von Kohlendioxid zur unterirdischen Speicherung im Hoheitsgebiet eines ande-

ren Staates ohne weitere Vereinbarungen nicht möglich. Mit unserem Antrag zielen wir 

darauf ab, die Bundesregierung zum Handeln zu zwingen.  

Data Act – Für eine weltweit wettbewerbsfähige europäische und deutsche Datenwirt-

schaft. Im Februar 2022 hat die Europäische Kommission ihren Vorschlag für den Data Act 

vorgestellt. Das Europäische Parlament hat am 14. März 2023 seine Positionierung zum 

Data Act mit großer Mehrheit angenommen. Die Bundesregierung ist über den Rat an den 

Verhandlungen beteiligt. In den kommenden Wochen und Monaten stehen bei dem EU-

Gesetzgebungsvorhaben zentrale Weichenstellungen an. Es ist zu erwarten, dass die Ver-

ordnung als komplexes Regelwerk die Spielregeln der europäischen Datenwirtschaft 

grundlegend verändern und Auswirkungen auf alle Branchen haben wird. Die CDU/CSU-

Fraktion im Deutschen Bundestag stützt das Ansinnen des Data Acts, denn er hat das 

grundsätzliche Potenzial, erhobene Daten breiter und transparenter zu verwenden sowie 

den Datenzugang und die Datennutzung für Unternehmen und Verbraucher zu erleichtern. 

Gleichzeitig soll mit dem Data Act die Rechtssicherheit im Rahmen der gemeinsamen Nut-

zung von Daten erhöht werden, sodass auch öffentliche Stellen, bei Bedarf oder zur Ver-

besserung der Services, die Daten im Besitz von Unternehmen nutzen dürfen. Der Data Act 

muss so gestaltet sein, dass er die europäische Datenwirtschaft auf Augenhöhe mit den 

weltweit führenden Digitalstandorten bringt. Als größte Volkswirtschaft und bevölke-

rungsreichstes Land der EU muss die Bundesrepublik Deutschland daher den Anspruch 

verfolgen, den zukünftigen Rechtsrahmen der Datenwirtschaft mitzugestalten.  

75 Jahre Marshallplan: Das transatlantische Bündnis als Rückgrat von Frieden und Frei-

heit in Europa stärken – Die einzigartige Partnerschaft festigen. Das Wirtschaftsförde-

rungsprogramm der USA, benannt nach dem damaligen U.S. Außenminister George C. 

Marshall, legte den Grundstein für den Wiederaufbau Europas nach dem Zweiten Welt-

krieg. Es war ein zentrales Element für die enge Partnerschaft, die Deutschland, Europa 

und die Vereinigten Staaten bis zum heutigen Tage verbindet. Das Wiederaufbauprogramm 

war ein Friedensprojekt, das mithalf, Westeuropa nach den verheerenden Gräueltaten und 

der Zerstörung durch das nationalsozialistische Deutschland zu befrieden. Der Marshall-

Plan war damit Wegbereiter der wirtschaftlichen und politischen Integration Europas. Er 



 
  

gab Europäerinnen und Europäern Hoffnung auf eine bessere Zukunft in Freiheit, Sicher-

heit und Wohlstand. US-Außenminister George C. Marshall bot auch den mittel- und ost-

europäischen Staaten die Teilnahme am Marshall-Plan an, aufgrund des Drucks aus der 

Sowjetunion in Zeiten des Kalten Kriegs konnten diese jedoch nicht daran teilnehmen. Mit 

dem Antrag würdigen wir den 75. Jahrestag des Inkrafttretens des Marshall-Plans am 3. 

April 2023. 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In dieser Woche beraten wir zudem über drei Mandate für Auslandseinsätze der Bundes-

wehr: In erster Beratung befassen wir uns mit dem Antrag der Bundesregierung für ein 

Mandat zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch 

die Europäische Union geführten Operation EUNAVFOR MED IRINI. Die Operation ist 

Teil des breiten politischen Ansatzes der EU zur Stabilisierung Libyens. Sie trägt im zent-

ralen Mittelmeer zur Überwachung und Umsetzung des Waffenembargos der VN gegenüber 

Libyen bei. Daneben hat sie zum Ziel, Schleuser- und Menschenhändlernetzwerke zu be-

kämpfen und aufzulösen. Außerdem wird die libysche Küstenwache und Marine im Ka-

pazitätsaufbau und bei der Ausbildung unterstützt.  

Abschließend beraten wir zwei weitere Mandate: Die Fortsetzung der Beteiligung bewaff-

neter deutscher Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen Sicherheitsoperation SEA 

GUARDIAN im Mittelmeer sowie die Beteiligung an der Mission der Vereinten Nationen 

in der Republik Südsudan (UNMISS). SEA GUARDIAN leistet einen wichtigen Beitrag im 

Kampf gegen die Verbreitung von Terrorismus und Waffenschmuggel und stärkt die mari-

time Sicherheit im Mittelmeer. Der Einsatz der Bundeswehr beinhaltet dabei insbesondere 

die Lagebilderstellung, den Informationsaustausch, sowie Aufklärungs- und Schutzaufga-

ben. Das Einsatzgebiet der multilateralen Mission umfasst den gesamten Mittelmeerraum. 

Durch Patrouillen und die Kontrolle von Schiffen zeigt die Operation Präsenz und wirkt 

als Ordnungsfaktor im Einsatzgebiet. Die personelle Obergrenze bleibt unverändert bei 650 

Soldaten. – Die Mission UNMISS der VN ist als Stabilitätsanker für die Unterstützung des 

Friedensabkommens für Südsudan von großer Bedeutung. Der deutsche militärische Bei-

trag für UNMISS soll weiterhin darin bestehen, sich mit Einzelpersonal in den Führungs-

stäben der Mission sowie mit Beratungs-, Verbindungs- bzw. Beobachtungsoffizieren zu 

beteiligen. Darüber hinaus kann deutsches Personal im Bedarfsfall die Ausbildung von VN-

Angehörigen im Hauptquartier von UNMISS temporär unterstützen.  

Am 10. Februar 2023 hat der Bundesrat das von der Bundesregierung entworfene Gesetz 

für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie zur Umsetzung der Richtlinie 

zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden abgelehnt. Wir 

teilen das Anliegen, einen effektiven Hinweisgeberschutz zu gewährleisten. Das Gesetz in 

der von der Ampel-Bundesregierung vorgelegten Form lehnen wir jedoch ab, weil es in der 

Umsetzung über das europarechtlich vorgegebene deutlich hinausgeht und gerade unserer 

mittelständischen Wirtschaft unangemessene Belastungen auferlegt. Leider hat die Bun-

desregierung aus der Schlappe im Bundesrat jedoch nicht gelernt und greift nun zu einem 

fragwürdigen Trick: Sie spaltet das Gesetz in zwei Teile auf: Einen wie bisher im Bundesrat 

zustimmungsbedürftigen Teil – das Gesetz zur Ergänzung der Regelungen zum Hinweis-

geberschutz – und einen nicht zustimmungsbedürftigen Teil. Beide Teile hat sie in der 



 
  

letzten Sitzungswoche im Eilverfahren erneut in den Bundestag eingebracht, bereits in die-

ser Woche steht die abschließende zweite und dritte Beratung an. Inhaltliche Nachbesse-

rungen enthält das Gesetz keine. Wir werden es deshalb erneut ablehnen. Gleichzeitig stel-

len wir einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Deutschen 

Bundestag im Hinblick auf das im Februar abgelehnte Gesetz.  

                 Zurück zur Übersicht 
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Bürgersprechstunde im April 
 

 

Lippstadt 

Mittwoch, 12. April um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

Soest 

Donnerstag, 13. April um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 
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